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Eine voinifihe vavkativn
Jm Rahmen der kürzlich vom polnischen Westverband veranstalteten zehntägigen

Propagandaaktion hielt der Schriftsteller Melchior Wankowicz in einer Reihe
ostoberschlesischer Städte Vorträge über Masuren. Was Wankowicz in diesen Vor-
trägen seinen Zuhörern erzählt hat, hat er bereits in ausführlicherForm in einem Buche,
das im November v. J. unter dem Titel ,,N a tr o p a ch S m et k a« (,,Auf den Spuren
des Smentek«)erschienen ist, von sichgegeben. Dieses Buch hat in der gesamten polnischen
Presse, und auch vor allem in der R e g i e r u n g s p r e s s e , eine nicht nur anerkennende,
sondern geradezu begeisterte Zustimmung gefunden. Es ist bereits in zweiter Auflage
herausgebracht worden; und der Verlag hat der Empfehlung der »Gazeta Polska", es

auch in einer verbilligten V o l k s a u s g a b e , die vor allem für die J u g e n d bestimmt
ist, herauszubringen, gern Folge geleistet. Ueberdies soll binnen kurzem e i n e fr a n z ö -

sische und eine englische Uebersetzung erscheinen.
Das mehr als 360 Seiten umfassende Buch, das mit zahlreichen Bildern, Karten

und Zeichnungen ausgestattet ist, ist das Ergebnis einer 35tägigen Reise, die

Wankowicz im Sommer 1935, mit dem Empfehlungsschreiben des Hauptschriftleiters einer
bekannten Berliner Zeitung versehen (!), im Faltboot, mit der Bahn, im Auto und zu
Fuß in Begleitung seiner Tochter durch das südlicheund westliche Ostpreußen gemacht hat.
Das Buch ist im Stil einer politischen Reportage gehalten; es ist wirk-

sam in der Aufmachung und skrupellos in der Behandlung der
W a h r h e i t. Es entspricht in seiner deutschseindlichen Tendenz durchaus den land-

läufigen polnischen Hetzschriften, die sich von Polen her mit Ostpreußen befassen, also den

Schriften von Szymanski, Srokowski, Slawski, Sukert, Pruteniis
und G i e r t c) ch und ähnlichen polnischen Propagandisten, die es als ein «Unrecht«
bezeichnen,daßOstpleußendurch das Versailler Diktat nicht ohne Volksbefragung dem

polnischen Staate einverleibt wordenist. J m Z e i ch e n d e s d e u t s ch - p o l n i s ch e n

P r esse a b ko m m e n s verdient daher nicht nur das Erscheinen eines solchen cBuches
an sich, sondern auch die Tatsache feiner Billigung und Förderung durch die Kreise, die

der Warschauek Regierung fehl nahestehen,Beachtung. Und es erscheint daher angebracht,
einiges übee Inhalt und Tendenz dteses Buches zu sagen-
Zunächsleine Bemerkung über den Titel: S m e n te k — das soll (angeblich nach einer

alten Sage) dek böse Geist Ostpreußenssein, ein Abgesandter der Hölle, der in der

G e sl a l t d e g D e U k s ch e n die Ntenfchen Ostpreußens gegeneinander hetzt, sie zu allerlei

Lastern verleitet und sie ihrer Seele beraubt. Der Titel des Buches soll also bedeuten:

daß der Deutsche, gleichgültigob er den Ordensniunkehden Pastorenrock oder das Braun-

hemd trägt, der ewige Fluch Ostpreußensist. Dieser Bedeutung des Titels entspricht jede
Seite des Buches. .

Wankoivicz ist nicht nach Ostpreußengekommen, Um, das Land mit seinen IRenschem
so wie e g ist , auf sich wirken zu lassen, sondern um sich sur die literarische Verwertung
seiner vorgefaßten JNeinung das ausschmuckende,,L,okalkolo«rit« zu be-

sekge«. Die geistigen Anleihe-»die ek bei seinenptvpctgassdlsttichev Vergangcmmacht-
nm seinen ,,persönlichenErlebnissen" den politischeanhaltzu geben,liegen so gffenzu

Tage, daß man den mehrfachen Beteuerungen seiner »Unvoreingenomnienheit keinen

121



Glauben zu schenken vermag. Typische Beispiele hierfür sind die Fälle, in denen er sich
mit breiter Ausführlichkeitüber angebliche deutsche »Terrorakte« gegen die Träger der

polnischen Agitation im südlichenOstpreußenausläßt. E r tu t«s o ,- als ob er während
seiner Ostpreußenreisediesen, zumeist während der Abstimmungszeit von 1920 spielenden
Ereignissen an Ort und Stelle nachgespürthätte; in Wir k l i ch k e it aber beschränkter

sich darauf, die alten; längst zu einem festen Bestandteil der polnischen Hetzliteratur
gewordenen G reu elmä rche n über die Fälle Linka, Lanr, Burbulla, Kiwirki usw. in
die mehr persönlicheForm einer politischen Reportage umzugießen. An einer Stelle ist
er so unvorsichtig, eine der trüben Quellen, aus denen er geschöpft
hat, zu nennen: er empfiehlt da nämlich seinen Lesern die von groben Verleumdungen
Deutschlands strotzende Schrift von Biels ki, die der polnische Westverband unter-dem
Titel »Das ist Preußen l« vor einigen Jahren herausgebracht hat.

Wankowirz versucht, sich durch zahlreicheZitate vor allem aus deutschen Publikationen
und durch häufige historischeAbschweifungenmit dem N h m b u s d e r ,,o b j e k t i v e n

Grünldlichkeit« und ,,wissenschaftlichen Belesenheit« zu umgeben.
Daß ihm aber die Befähigung fehlt, zu den Fra en der deutschen und besonders der ost-
preußischenGeschichtedas Wort zu ergreifen, dafgürsollen nur einige Beispiele angeführt
werden: Wankowirz erzählt,die aus Preußen stammenden Studenten der U n i v e r s i t ä t

Königsberg hätten sich ,,noch im 14. Jahrhundert« als der ,,polni"schen
Nation« zugehörendin die Matrikel der Universität eingetragen, — die Universität
Königsberg wurde erst· im 16. Jahrhundert gegründet! Oder er er ählt,
»Kurfür st Albrecht«habe Polen um militärischenSchutz gegen den deutschen Zaiser

ebeten, — Albrecht aber war e r z o g von Preußen und mit dem K u r f ü r st e n von

ZZrandenburgdurchaus nicht identisch. Oder ein anderes Beispiel: Nach Wankowirz
hat sichdie Union der protestantischen Kirchen imJahre 1817

» unter der Herr-
s.ch-a ft des K a i se r s« vollzogen; er scheint nicht zu wissen, daß es um diese Zeit gasr
kein deutsches Kaiserreich gab. Wankowirz hat auch entdeckt, daß die Stadt Königsberg
von Tschechen(!), die im 13. Jahrhundert unter Ottokar (von Böhmen) nach Preußen
einwanderten(!), erbaut (!) worden ist; daß-diese vom Orden gegründeteStadt lediglich
zu Ehren des Königs von Böhmen, der damals als Kriegsgast der deutschenRitter nach

Breußengekommen war, ihren Namen erhalten hat, scheint dem polnischen
erfasser gleichfalls entgangen zu sein. Diese Beispiele einer krassen Unkenntnis

geschichtlicher Ta ts a ch e n ließen beliebig vermehren. Sie reichen wohl
aus, um die Fähigkeit Wankowirzs, geschichtlicheZ u s a m m e n h ä n g e zu er-

kennen, in Frage zu stellen. So z. B., wenn er hinter detn Aufstande des Ei-

dechsenbundes gegen den Orden und hinter dem Widerstande des ost-
p r e u ß i s ch e n A d e l s gegen die Festigung der landesherrlichen Gewalt national-

politische Beweggründe und deutschfeindlicheAbsichten vermutet, ohne daran zu denken,
daß das Bestrebungen waren, die einzig und allein w i r t s ch a f t s - u n d st a n d e s -

e g o i st i s ch e n M o t i v e n entsprangen und in der einer straffen Zentralgewalt feind-
lichen Politik des Adels aller anderen Staaten, vor allem auch P o l e n s (!), ihre
Parallelerscheinungenhatten. Die Absicht, die Wankowirz mit derartigen, sich durch sein

ZinzesBuch hindurchziehenden Geschichtskonstruktionenverfolgt, liegt auf der Hand:
« stpreußensoll dem schlecht unterrichteten Leser als ein Land vorgestellt werden, dessen
,,unstillbare Sehnsucht nach Polen« nur durch die unausgesetzte Anwendung brutaler

Gewalt von Seiten des herrschendenDeutschen (eben jenes die Seele des Volkes mordenden

Smentek) unterdrückt werden konnte.
Und hier wird seine Schrift zu einem Pa m p h l e t. Er erhebt gegen das Deutschtum

den Vorwurf, die BevölkerungMasurens zum Saufen erzogen, sie zu einer Masse
von Giftmischern, Brandstiftern und prozeßsüchtigen Streithähnen
gemacht und ihr das moralische Rückgrat gebrochen u haben. Er ergeht
sich in beleidigendenAeußerungenüber die straffe und disziplinierte Haltungdes deutschen
Menschen und er höhnt über die Achtung, die der Führer genießt, er bemitleidet die

deutsche Jugend, von der er sagt, sie habe »das Lachen verlernt-O und er beschittjpfkdie

Masuren als »ein vernageltes Volk-O ,,dessen Sprache von Schnupf-
wörtern strotzt«, und das sich in den Kneipen, »die Flasche in den verschwttzten
Händen haltend«, besäuft. Die tiefe Gläubigkeit der Masuren ist ihm ein Gegenstand
billigen Spottes und eine Gelegenheit, politische Chancen für Polen zu prüfen. Er spricht
über »die städtischeMaske Ostpreußens«,die, wie er sagt, überall ,,denselben larkier-
te n , e r st a r r te n A u s d r u rk aufweist«. Jmmer wieder erscheint in seinen Erzäh-
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lungen der Deutsche — sei es als Beamter oder Soldat, als Kreisleiter oder Gemeinde-

vorsteher, als Pastor oder Arbeiter, als Bauer oder Kaufmann — in der Rolle eines

Menschen, der dem masurischen Lande in tiefster Seele wesensfremd ist. Wankowirz hat
seiner Tochter unterwegs auf einem Jahrmarkt einen aus Pappmachåund Fell zusammen-
geleimten, an einer Sprungfeder befestigten Affen gekauft; und dieses ,,v e r k r ü p p e l t e

U n d U « s I) M P a k h i s ch e U n g e h e u e r« erscheint fortan in seinen Erzählungen als
die Verkörperungdes masurischen Deutschen: »Die Schnauze dieses b ö s a r t i g e n

Affen ist mit schreiender roter und grüner Farbe bemalt· Der Körper ist mit Kaninchen-
fell überzogen. Die Augen sind b ö se und die Schnauze ist d e m ü t i g und zeigt k e i n e n

Schatten von Gutmütigkeit . . .« Alles, was Wankowicz über die Deutschen
sagt, artet trotz seines Bemühens, geistreich zu wirken, in Beschimpfungen aus.

Wankowiczliebt es, sehr ausführlich über die S ubventionen zu reden, die Ost-
- preußen vom Reiche erhält. Er vertritt die üblichepolnische These, daß ,,Ostpreußenwirt-

schaftlichnach Polen tendiere« und nur in Verbindung mit diesem ohne dauernde Subven-
tionen zu existieren vermöge. Dav o n spricht er allerdings nicht, daß Gd i n g en aus-

schließlichdurch staatliche Subventionen aufgebaut worden ist und daß dessen Ausbau

einen guten Teil Schuld am Nuin der polnischen Volkswirtschaft trägt. Auch d a r ü b e r

schweigt er aus, daß P o se n u n d P o m m e r e l l e n , die früher ihren Anteil an den

Ueberschüssendes reicheren deutschen Westens erhielten, heute zu Gunsten der anderen,

strukturfremden Teile des polnischen Staates wirtschaftlich ausgesaugt, sozial nivelliert
und kulturell herabgedrücktwerden. Aber es ist Wankowirz ja auch nicht um eine sachliche
Untersuchung wirtschaftlicher Zusammenhängezu tun. Es kommt ihm nur darauf an,

die ZugehörigkeitOstpreußenszum Deutschen Reiche als ,,einen unnatürlichen und lediglich
aus Gewalt beruhenden und durch Gewalt aufrechtzuerhaltenden Zustand«zu schildern!

Jn diesem Sinne ist der Leitgedanke seines Buches die These vom ,,polni-
schen Volkstum« Masurens, des südlichenErmlandes und des Stuhmer Gebietes. Er

muß freilich zugeben, daß er persönlichin Masuren keinen Volkstumskampf hat feststellen
können, und an einer Stelle gibt er selbst zu: ,,Vielleicht sehe ich die Dinge
zu sehr so, wie ich sie sehen möchte«. Und in der Tat ist alles, was er

über die masurische Bevölkerung sagt, nichts anderes als ein Ausdruck seiner politischen
Wünsche. Die Gastfreundschaft eines masurischen Bauern wird in seiner Darstellung
zum Beweis irgendeiner heimlichen Sehnsucht der Bevölkerung dieses Landes nach Polen.
Krampfhaft bemüht er sich, die ,,Gleichheit«des masurischen Hausdialektes mit der polni-
schen Sprache und den Umstand, daß dieser Dialekt neben der a llg e m ein verbreiteten

deutschen Sprache bei einem Teil der Bevölkerungauch gegenwärtig noch im Gebrauch
ist, als den Ausdruck einer irgendwie ,,polnischen Gesinnung«glaubhaft zu machen. Jmmer
wieder kommt er in gefühloollenWorten auf »die heimliche Liebe zur polnischen Sprache«
zu sprechen, die »für diese Leute etwas Süßes, das Aroma einer verbotenen Frucht«
an habe!

Das Persönliche deutet Wankowicz gern ins Allgemeingültige um. Er
tritt irgendwo (M1kelner entsprechenden Empfehlung versehen) in das Haus eines Polnisch-
gesinnten, bei dem er Aufnahme findet und- die ihm genehmen Anhaltspunkte für seine
Neportage erhält; und dann schreibt er z.B. folgende Sätze: »Ich bin hier fremd und

gleichzeitigzu Hauses DE Herzen der Menschen öffnen sich mir, und ich weiß, daß das
alles nicht mir gilt, sondern der Geschichte, der Stimme des Blutes und des Landes«-
Seinen Erzählungennach hak WUUFOWiezwährend seines Aufenthaltes im südlichenOst-
preußen im ganzen mit zwei bis drei Dutzend Leuten gesprochen·,deren Meinungs-
äußerungenihm für den politischerlPropagandazweckseines Buches verwertbar erschienen.
Dabei ist nun bemerkenswert, daß er, was Masuren anlangt, mit dieser geringen Zahl
von Menschen so ziemlich den ganzen Umkreis der im Dienste der polnischen Agitation
stehenden Leute abgegrast hat. Es ist aber klar, daß gerade diese Leute, die in keinem
Kontakt mit der Bevölkerungstehen und als Außenseiterbekannt sind, am wenigsten dazu
berufen sind, über die nationalen und politischen-VerhältnisseMasurens glaubwürdige
Urteile zu fällen. Es ist das Charakteristischeder politischen Neportage, daß sie ihrem
Verfasser die MöglichkeitFUkadUFch«dle Schilderungp ersö nlich e r Eindrücke die

allgemeinen Verhaltntsse in die,von ihm gewünschteBeleuchtung zu setzen, ohne
daß der Verfasser gezwungen ist«Unmlkkelbllrauf die allgemeinen Verhältnisse zu sprechen
zu kommen. Gerade deshalb aber setzt die politische Neportage bei ihrem Verfasser
einen besonders hohen Grad sachlichenWissens und politischer Wahrheitsliebe voraus.
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Was nun die Kenntnisse Wankowirzs auf geschichtlichemGebiet anlangt, ist an Hand
einiger charakteristischer Beispiele bereits dargelegt worden. Es bleibt noch die Frage
seiner Wahrheitsliebe zu prüfen. Und hier muß nun festgestellt werden,
daß dieser Verfasser eines Von den polnischen Regierungs-
kreisen mit Begeisterung aufgenommenen Buches schwerlich
anders denn als notorischer Lügner bezeichnet zu werden ver-

dient. Dieser peinliche Charakterzug des in Polen gefeierten Schriftstellers tritt z. B.

besonders kraß bei der Wiedergabe von Zitaten aus deutschen Publi-
kationen zu Tage. Es fällt von vornherein auf, daß es Wankowirz durchweg
vermeidet, die Quellen seiner Zitate durch Titel-, Seiten- und Zeitangaben namhaft und
kontrollierbar zu machen. Macht man sich aber trotz dieses unfairen Verfahrens einmal
die Mühe, dieses oder jenes von Wankowirz angeführte Zitat an Hand der Quelle zu
überprüfen, dann kommt man zu dem Ergebnis, daß die betreffende Stelle vo n

Wankowirz gefälscht oder sinnentstellend gekürzt wordenjst, etwa

dadurch, daß nicht zusammengehörendeTeile verschiedener Sätze zu einem neuen Satze von

ganz anderer Bedeutung zusammengestelltworden sind. E s ko m m t a b e r a u ch v o r ,

daß Wankowirz einfach angebliche Aeußerungen deutscher Ver-

fasse r e r f i n d e t. So z. B. hat Max Worgitzki die ihm von Wankowirz unterstellte
Aeußerung,daß Deutschland mit den deutschen Stimmen allein das Abstimmungsgebiet
nicht wiedergewonnen hätte, niemals getan und natürlich auch nirgends niedergeschrieben
Die Absicht, sich einer unangenehmen Kontrolle seiner Angaben zu entziehen, scheint
Wankowirz auch bei seinen, hie und da eingestreuten st a t i st i s ch e n A n g a b e n

geleitet zu haben. Es bleibt völlig unklar, woher seine Zahlenangaben etwa über die

polnischen Wahlstimmen oder über die Stärke des polnischen Elementes in»Ostpreußen
stammen. Mit den amtlichen deutschen Angaben, die hier allein maßgebend sein können,
stimmen die von Wankowir vorgebrachten Zahlen jedenfalls nicht überein. Und es

wird von dem polnischen Verfasserweder eine Quelle noch irgendeine Berechnung-z-
grundlage verraten.

Ein breiter Raum, nämlich ein reichliches Viertel des ganzen Buches, ist der ausführ-
lichen Wiedergabe angeblicher deutscher Terrorakte gewidmet. Wankowirz bedient

dabei des in der übelstenEmigrantenliteratur gebräuchlichenStils. Ein ganzes Kapitel
beschäftigt z. B. mit dem Tode des Lehrers Lan r, der im Jahre 1934 in der von

zwei Kindern (später nur noch von einem Kinde) besuchten polnischen ,,Schule« in

Piassutten gewirkt hat. Es ist sowohlvon deutscher Seite wie von der medizinischen
Fakultät der Universität Posen festgestellt worden, daß der Tod dieses Polen durch eine

Kohlenoxydgasvergiftung herbeigeführtworden ist. Wankowicz aber stellt den Fall in

einer Weise dar, die im Leser den Eindruck hervorrufen muß, als wäre Lanr das Opfer
eines deutschen Mordanschlages geworden. Ein anderes Kapitel beschäftigtsich in der

gleichen verlogenen Weise mit dem Fall Linka in Ortelsburg Von diesem Linka, der

sich im Jahre 1919 dazu hergegeben hat, als Strohmann der Polen nach Paris zu fahren,
um von den dort versammelten Feindmächten(gegen den geschlossenenWillen der masu-
rischen Bevölkerung) die abstimmungslose Uebereignung des Landes an Polen zu fordern,
behauptet Wankowirz, daß er von den Deutschen gesteinigt und unter den Hohnreden
deutscher Amtspersonen zu Tode gequält worden sei. Tatsache ist aber — und das kann
auch Wankowirz nicht unbekannt sein —, daß Linka am 21.Januar 4920 bei»einer

Schlägerei in Qrtelsburg leicht verletzt worden ist, daß er nach einigen Tagen, wahrend
deren er in Wawrochen aufgehalten hat, wieder völlig gesund nach Ortelsburg zurück-
gekehrt ist; Tatsache ist weiter, daß Linka fünf oder sechs Wochen später wegen eines

Krebsleidens,dessentwegen er sich schon seit längerer Zeit in ärztlicherBehandlung befand-
ins Krankenhaus nach Alleinstein gebracht worden ist, wo er im April 1920 an Magen-
krebs starb. Wie dieser Fall, der dazu bestimmt ist, d i e p o l n i s ch e Nie d e r la g e

b ei der Ab st i m mun g von 1920 zu ,,erklären«, ist auch alles andere, was Wan-

kowirz über die Abstimmungsvorgängesagt, glattweg erlogen. Eine Lüge ist es z.'B.
auch, wenn er behauptet, daß Deutschland darauf gedrungen habe, die Abstimmung nicht
unter der Parole ,,Deutschland oder Polen« sondern unter der Parole »Ost-
p r e u ß e n oder Polen« stattfinden zu lassen; eine Lüge deshalb, weil diese letztere Parole
Deutschland von seinen Gegnern aufoktroyiert worden ist, die damals unter polnisch-franzö-
sischemEinfluß anscheinend die Absicht gehabt haben, Vorsorge dafür zu treffen, daß es

ihnen auch in dem vorauszusehenden Falle eines deutschen Abstimmungssieges nicht an

einem juristischen Vorwande fehlt, die von ihnen gewünschtepolitische Trennung Ost-
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preußens vom Deutschen Reiche doch noch in die Tat umzusetzen. Tatsache daß die

Abstimmung von deutscher Seite praktisch unter der Parole ,,Deutschland" durch-
geführt worden isi. Mit diesen Beispielen, die die Verlogenheit des Wankowirzschen
Buches hinreichend beleuchten, soll es genug sein-

«Esist klar, daß mit all diesen Verdrehungen, Mißdeutungen,Verallgemrinerungen und

Fälschungenvon Wankowirz eine bestimmte politische Absicht verfolgt wird: nämlich
die Absicht, im Leser die Ueberzeugung zu wecken, daß Osipreußell»Oon Nechks Wegen-«
Polen zugeteilt werden müßte. Wankowicz sagt selber, daß sein Buch dazu bestimmt ist,
im polnischen Volke die Ueber eugung zu werfen, daß ihm durch das Vorhandensein einer

»polnischenBevölkerung«in stpreußen die politische Verantwortung auferlegt werde,
jetzt, da es ein freies Polen gebe, an die Verwirklichung bisher unerfüllt
gebliebener Wünsche zu denken. Er rät der polnischen Jugend, seinem Bei-

spiel zu folgen und nach JNasuren zu fahren, damit sie den Wahnsinn dieser
Grenze erkenne und später einmal bereit sei, die Fenster nach Norden zu

öffn en , damit es nicht stickig werde im polnischen Hause. Polen, so schreibt er unter

Hinweis auf Ostpreußen,sei entweder zur Großmacht berufen oder zum Untergange ver-

dammt. Um aber Großmacht zu sein, das ist der Sinn des Kapitels, in dem Wankowicz
über die deutsche Aufrüstung spricht, müsse Polen Sorge tragen dafür, daß diese
deutsche Bastion im Nordosten verschwinde. »Wenn ihr«, so läßt er in

einer angeblichen Unterhaltung mit einem masurischen Gemeindevorsteher seinen Gespräch-Z-
pllkknkr spng »Wenn ihr schon nicht den Korridor zurückgebenwollt, dann nehmt
auch gleichOstpreußendazu«.

Wer Ostpreußenkennt, der wird sich durch ein Buch wie das von Wankowicz nicht
beeindrucken lassen. Denn das, was dort nicht aus sachlicher Unkenntnis oder aus psycho-
logischerVerständnislosigkeitheraus falsch dargestellt ist, ist so offensichtlich erlogen,
daß es auf einen Kenner Ostpreußens mehr wie eine Charakterisierung der polnischen
Nkentalität als wie eine Beschreibung ostpreußischerVerhältnisse wirkt. An denen aber,
die die Lügen und FälschungenWankowicz und seine mangelnden Sachkenntnisse als

solche erkennen, darf man die politische Bedeutung dieses Buches nicht messen. Denn

geschrieben ist das Buch ja für die, denen die Voraussetzungen fehlen, seinen Jnhalt
kritisch zu überprüfen. Der Fall Wankowicz beweist, d aß d i e p o l n i s ch e O e f f e n t -

lichkeit ein politisches Buch nicht nach der Wahrheit seines
Inhaltes, sondern nach dem Grade seiner Deutschfeindlichkeit
wertet. Und er beweist weiter, daß Polenin dem Maße, in dem Deutsch-
land lüber den Korridor schweigt, seinen propagandistischen
Angrlfs gegen Ostpreußen verstärkt, und zwar nicht nur im eigenen Lande,
sondernauch in denwesteuropäischenLändern. Es wäre merkwürdig,wenn Deutschland
Alle PeV»VVkUk!VU-wie das Buch von Wankowirz, ohne Gegenmaßnahmen hin-
nehmen wurde.

Die alte Parole: Potonifierung
Jn den programmatischen Erklärungen,die Oberst Kot am 21. Februar und

1s März d.J. mit Billigung Prs SkaakspräsidentenMosricki und des Marschalls Rydz-
Stalng abgegeben hak- ist dle Haltung- die das »L c! g e r d e r n a t i o n a le n E i n i-

gtlng , d.h. die Regierung, zu der mehr als 1,2 Millionen Angehörige zählenden
·

d e u t s e n .V o l k s g r u p p e Polerls einzunehmen gedenkt, mit keinem Worte be-

rührt, wahrend den slawischen Volksgruppen, d. h. den Weißrussenund Ukrainern, gegen-
über die Absicht einerl ,,brüderlichen«Gesinnung zum Ausdruck gebracht worden ist. Diese
Zurückhaltungdes Obersten Koc ist nicht minder beredt als die ,,geistreiche«Offenheit,
mit der Oberst Miedzinski das künftigeVerhältnis des polnischen Staates zur
deutschen Volksgruppe darzulegenversuchthat. Man kann sich ungefähr denken, was

dieser hauptsächlichstejournaltstische Nittarbeiter des Obersten Koc gemeint hat, wenn er

in einem seiner Artikel gesagt hat, daß die deutsche Volksgruppe, alg ein Teil des in

Westpolen früher herrschenden Volkstums, anders als die slawischen Volksgruppen an-

gefaßt und auf die Bedeutung und Menge zurückgeführt werden
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müsse, die sie vor der sogenannten Teilung Polens gehabt hat.
Wenn man von Oberst Miedzinski annehmen könnte, daß er über die Rolle, die das

Deutschtum v o r der sogenannten Teilung in Posen und Pommerellen gespielt hat, Be-

scheid weiß, dann könnte man die von ihm mitgeteilte nationalpolitische Zielsetzung des

polnischen Staates in gewisser Hinsicht geradezu als die Verkündungder Absicht begrüßen,
wenigstens einen Teil des Unrechtes wiedergutzumachen, das dem

Deutschtum dieser Gebiete seit 1918 von polnischer Seite zugefügt worden ist; und man

könnte darin die Absicht erblicken, durch eine solche Wiedergutmachung wenigstens einen
Teil jenes moralischen Kapitals zurückzugewinnen,das Polen seit seiner staatlichen Wieder-

herstellung mit Hilfe der deutschen Waffen dank der ausgesuchten Gehässigkeitseiner
Nationalitätenpolitikeingebüßthat. Aber man ist wohl zu der Annahme berechtigt,daß
Oberst Miedzynski vor Abgabe seiner Erklärung nicht hinreichend darüber unterrichtet
worden ist, daß das Deutschtum in Pommerellen und im Netzebezirk
z·Zt. der Befreiung dieser Gebiete durch Friedrich den Großen
mindestens die Hälfte und im restlichen Posen etwa ein Drittel
d e r G e sa m t b e v ö l k e r u n g , also das Mehrfache seines heutigen Bevölkerungs-
anteiles ausgemacht hat.

Das von Oberst Kot verkündete Programm des »Lagers der nationalen Einigung"
bekennt sich mit der These, daß in Polen »die Interessen des Staates mit denen des Volkes

identisch«seien, zu einer n a t i o n a l st a a t l i ch e n J d e o l o g i e. Ueber die Tatsache,
daß etwa ein Drittel der Bevölkerung des polnischen Staates aus Nichtpolen besteht
und daß ein reichliches Drittel der Staatsfläche n i chtpolnischer Volksboden ist, setzt sich
dieses Programm (was die Ukrainer und Weißrussen anlangt) mit einer rethorischen
Geste oder (was die Deutschen betrifft) mit einem vielsagenden Stillschweigen hinweg-
Es liegt auf der Hand, daß das Ergebnis des Bemühens, einem

ausgesprochenen Nationalitåtenstaat wie Polen cisne national-

staatliche Jdeologie aufzuprägen, alles andere, nur nicht die

Achtung vor fremdem Volkstum sein kann. Das Ergebnis ist die Ver-

neinung alles dessen, was d i e d e u t s ch e V o l k s g r u p p e in Polen zu verlangen
ein Recht hat. Sie hat ein Recht zu verlangen, als eine geschichtliche Nealität

bewertet zu werden, als ein Bevölkerungsteil,der sein Heimatrecht im Gebiet des

heutigen polnischen Staates nicht bloß durch sein Dasein, das übrigens seit vielen Jahr-
hunderten währt, sondern vor allem durch seine Leistung, die diesem Staate unver-

kennbare und unverwischbare Züge aufgeprägt hat, unter Beweis gestellt hat. »Es ist
selbstverständlich«,hat die Bromberger ,,Deutsche Rundschau« vor kurzem geschrieben,
»daß sich die Polen in ihrem Hause so einrichten, wie es ihnen beliebt. Aber dieses Haus
ist zugleich auch unsere Wohnstätte, und wir sind in ihm nicht nur zahlende Untermieter
oder durchreisende Gäste, sondern gleichberechtigteHausgenossen mit einem uralten Heimat-
schein". Ob dieses unbestreitbare deutsche Heimatrecht in Polen mit allen daraus

ergebenden praktischen Folgerungen von polnischer Seite anerkannt wird oder nicht, —

das ist die Frage, deren Beantwortung letzten Endes darüber entscheidet, ob Friede nicht
nur zwischen den Staaten, sondern auch zwischenden Völkern sein wird.

Es ist aber unverkennbar, daß für einen solchen volkspolitischen Frie-
densschluß auf polnischer Seite jede psychologische Voraus-

setzung fehlt. Die deutschen Vertreter im Warschauer Senat haben vor kurzem
das Ausrottungs- und Polonisierungssystem, das auf, dem Deutschtum in Polen lastet,
geschildert· Sie haben u. a. darauf verwiesen, daß der Anteil der deutschen Schulkinder,
die ausreichenden Unterricht in ihrer Muttersprache erhalten, in ganz Polen nur 34 v..H.,
in Posen und Pommerellen nur 46 v..H· und in Ost- und Mittelpolen sogar nur 3 v.H.
beträgt! Sie haben u.a. festgestellt, daß dem Deutschtum in Polen bis zum heutigen
Tage die Bildung einer einheitlichen Jugendorganisation von den staatlichen Organen
untersagt worden ist. Und sie haben u. a. nachgewiesen,daß 80 v.H. der ostoberschlesischen
Deutschen arbeitslos sind und durch das bestialischste aller volkspolitischen Kampfmitteh
die vorsätzlicheAushungerung, der körperlichenUnd seelischenVerelendung überantwortet
werden. Es fällt unter solchen Bedingungen schwer, dem in der polnischen Agitation
immer wiederkehrenden Wort von der ,,traditionellen polnischen Toleranz" eine andere

Bedeutung zu geben als die, daß der polnische Staat jede gegen den Bestand der Volks-

gruppen gerichtete Maßnahme, die keinen handgreiflichen Widerstand von außen hervor-
ruft, zu tolerieren bereit ist.
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Jn letzter Zeit ist im Warschauer Senat mehrmals von polnischen Rednern, so von den

Senatoren Kornke, Siudowski und Fürst Radziwill- die POIDUistEkUUgsder

deutschen Volksgruppe verlangt worden, ohne daß von irgendeiner Seite darauf aufmerk-
sam gemacht worden ist, daß eine solche Politik mit den Forderungen, die hinsichtlich der

im Ausland lebenden Polen erhoben werden, in einem offensichtlichenWiderspruch steht.
INan kann dabei folgende Beobachtung machen: Auf der einen Seite wird die F ü r f o r g e

für die im Ausland lebenden Polen, die zugegebenermaßenals Vorposten
nicht nur des polnischen Volkstums, sondern auch des Staates aufgefaßtWerden- Dek-

stärkt; auf der anderen Seite aber wird das Recht auf P o l o n i s i e r u n g der in Polen
lebenden Volksgruppen auch von den der Regierung nahestehenden Kreisen immer starker
betont. Und weiter kann folgendes festgestellt werden: D i e g ü n st i g e L a g e d e r

polnischen Bolkssplitter in Deutschland hinsichtlich der Pflege und Be-

tätigung ihres Volkstums, die (im Gegensatz zu gewissenpolnischen Pressestimmen) auch Von

den leitenden Leuten dieser Splitter selbst mehrfach bestätigt worden ist, hat auf die Lage
der deutschen Volksgruppe in Polen keine günstigenRückwirkungengezeigt; sie scheint lkn

Gegenteil von polnischer Seite geradezu als eine Aufforderung verstanden
worden zu sein, die gegen die in den Grenzen des polnischen
Staates lebenden Deutschen angewandten Polonisierungö-
maßnahmen zu intensivieren. Es kommt zwar nicht in Frage, daß Von

deutscher Seite, die zur Achtung fremden Volkstums bekennt, die gewaltsame Polo-
nisierungsaktion, die jenseits der Grenzen im Gange ist, mit einer gewaltsamen Germani-

sierungsaktion beantwortet wird. Es ist aber klar, daß die widerspruchsvolle und unfreund-
liche Einstellung Polens in der Volksgruppenfrage nachhaltige Rückwirkungen auf die

deutscheBeurteilung Polens auslösen muß. DksKs

Untckgcgangcncs Baucknlum im Osten
Während im Deutschen Reiche der Anteil der landwirtschaftlichen Betriebe über 500

Hektar an der Gesamtbetriebsfläche 24,3 v.H. beträgt, beläuft er in Ostpreußen auf
26,7 v.H., in der Grenzmark Posen-Westpreußen auf 36,9 v.H·, in Brandenburg auf
39,7 v.H., in Pommern auf 41,«6 v.H-, in Niederschlesien auf 27,0 v.H., in Oberschlesien
auf 32,5 v.H. und in Meeklenburg sogar auf 44,3 v·H. Dieser starke Anteil der land-

wirtschaftlichen Großbetriebe an der Gesamtbetriebsflächeist für die meisten Deutschen
mit dem Begriff ,,Ostelbien« verbunden und verleiht diesem seinen besonderen Beiklang
Dabei wird nur zu leicht vergessen,daßdie durchden starken AnteildesGroß-
grundbesttzes gekennzeichnete Agrarstruktur Ostdeutschlands
erst das Ergebnis einer verhältnismäßig jungen Entwicklung
ist; denn der deutsche Osten war einst wie ganz Deutschland Bau-
e rn l a n d , ja, et Ivcik geradezu das gelobte Land deutscher Bauernfreiheit. Diese Tat-

sache war es vor allem, die die gewaltigen Ströme deutscher Bauernkraft im Mittelalter
in den einst von den Germanen in der Völkerwanderungszeitallmählich geräumten Ost-
raum lenkte.

·

Wenn trotzdem immer spledck die Behauptung aufgestellt wird, daß es im Osten nie
ein Freibauerntum im eigentlichenSinne des Wortes gegeben habe, so geht diese Behaup-
tung von zwei Grundirrtümern aus. Einmal wird der Begriff Fr e i b a u e r im libera-

listischen Sinne gebraucht, d.h. mit ihm die Eigenschaft verbunden, mit dem eigenen
Grund und Boden »nach Belieben schalten und walten« zu können. Dann hat allerdings
erst der Liberalismus mit seiner allgemeinen Mobilisierung des Grund nnd Bodens dem
Bauertum »Freiheit« gebracht und der Nationalfozialismus diese «Freihejk« durch das

Reichserbhofgefetzwieder beseitigt. Mit dieser Begriffsverwirrung auseinanderzusetzen,
lohnt nicht. Zweitens wird aus der Tatsacheder bäuerlichenZins- und Dienstleistung
gefolgert, daß von einem Freibauerntum tm strengen Sinne des Wortes im Osten nicht
die Rede sein könne. »

Um dieseFrage entscheidenzu konnen, bedarf es einer sorgfältigenScheidung zwischen
den Bauern, die von dem Landesherrn im Osten durch die Vermittlung bäuerlicher und

teilweise auch ritterlicher L o ka to r e n, unmittelbarangesetzt wurden —- und das war im

Osten selbst in den Gebieten der slawifchen Fursten lange Zeit die Regel —, und den
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Bauern, die die ritterlichen Grundherren au s eig enem R echt zu übrigens zunächst
leicht erträglichenBedingungen ansetzten. Die Z i n s z a h l u n g e n , die dem Landesherrn
geleistet wurden, waren ö f f e n t l i ch - r e ch t l i ch e r N a t u r ,

eine Art Grundsteuer,
die die persönlicheFreiheit ebensowenig berührte wie die D i en st e, zu denen sich die an-

gesetztenBauern dem Landesherrn gegenüberverpflichten mußten. Diese bestanden in der

Hauptsache in Leistungen für den Wegebau, den öffentlichenVerkehr und die Landesver-

teidigung und offenbaren damit ihren st a a t s r e ch t l i ch e n C h a r a k t e r. Für die

völlige p e r sö n l i ch e Freiheit des Bauern besitzen wir noch Urkunden und Zeugnisse aus

einer Zeit, wo das bäuerlicheRecht bereits in fortschreitendem Verfall begriffen war und
die noch erhaltenen Restbeständeder bäuerlichen Freiheit gerade deswegen ausdrücklichbe-

urkundet wurden. Wesentlich schlechter war naturgemäß die Rechtsstellung der von den

Rittern aus eigenem Recht angesetzten Bauern. Hier hatten die Bindungen von vorn-

herein einen mehr privatrechtlichen Charakter; aber diese im engeren Sinne
des Wortes grundherrschastlichen Bauern bildeten zunächstnur e i n e klein e M i n d e r-

h e i t.

Die allmähliche Herabdrückung fast der gesamten Bauern-

schaft in die gutsherrliche Hörigkeit ist erst das Ergebnis der ab

Ende des 15. Jahrhunderts immer schärfer werdenden machtpo-
litischen Auseinandersetzungen zwischen dem Landesfürstentum
und dem grundbesitzenden Adel. Diesem kam dabei vor allem der Umstand
zu Hilfe, daß die Landesfürsten nur zu oft in finanziellen Verlegenheiten befanden.
Da aber die landesherrschaftlicheGewalt ganz allgemein als eine Summe nutzbarer Rechte
betrachtet wurde, unterlagen die Landesfürstenin ihren finanziellen Nöten leicht der Ver-

suchung, ihre staatlichen Rechte regelrecht zu verhandeln. Das nutzten Ritterschaft
u n d G ei st lich k e it in allen Ländern zielbewußtzu eigener Machterweiterung in zwei-
erlei Richtung aus: einmal erwarben ste fast allgemein die S ch u l z e n ä m te r

, mit

denen nicht nur die niedere Gerichtsbarkeit, sondern auch gewisse bäuerlicheLeistungen als

eine Art Amtsentschädigungfür die Ausübung der Gerichtsbarkeit verbunden waren. Dann

aber erwarben sie vor allem auch das Anrecht auf die Leistungen der Bau-

e r n a n d e n L a n d e s h e r r n
, ihre Zinszahlungen und Dienste.

Dieser Ausverkauf der landesherrlichen Rechte führte nicht nur sehr bald zu einer rück-

sichtslosen Ausbeutun des Bauerntums, sondern bildete vor allem auch die Grundlage
der verhängnisvollenRechtskonstruktiomderzufolge alles Land ursprünglich Ritterland ge-

wesen sein soll und die die römischenRechtsgelehrten bereits gegen Ende des 16.Jahr-
hunderts aufstellten. Der Einfluß des römischen Rechtes hat auch in

der Folgezeit die Entrechtung des ostdeutschen Bauerntums

außerordentlich gefördert, zwar nicht so sehr in dem Sinne, daß das römische
Recht selbst treibende Kraft gewesen wäre, wohl aber dadurch, daß es die immer stärkere
Verschlechterungder bäuerlichenLage nachträglich,,rechtfertigte«. So entschiedbeispiels-
weise ein Gutachten der Juristischen Fakultät zu Kiel aus dem Jahre 1731, daß die bäuer-

lichen Leibeigenen,,sowohl als die römischenKnechte in die Zahl der Sachen und Güter

gehören . . . solchem nach die Leibeigenen nicht nur mit dem Gute, zu welchem sie gehören,
sondern auch ohne demselben verkauft, vertauscht, verpfändet, verschenkt und nach Ge-

fallen, gleich wie andere kes commercio subjectae (d. Handelswaren) veräußert
werden mögen«. .

Haupttriebkraft dieser völligen Entrechtung des ostdeutschen Bauerntums war neben
dem machtpolitischen Geltungsbedürfnis des Landadels d i e E n t st e h u n g e i n e r

ausgesprochenen Gutswirtschaft, die für Qstdeutschland kenn-

z e i ch n e n d w u r d e. Bei der G r u n d herrschaft alten Stils, die in West- und Süd-

deutschland vorherrschend blieb, bestand der überwiegendeTeil der grundherrlichen Ein-

künfte in den Geld- oder Naturalzinsen der abhängigen Bauernhöfe. Dementsprechend
war die Ausdehnung des grundherrlichen Eigenbetriebes in der Regel verhältnismäßig ge-

ring und wurde auch die Dienstpflicht der Fronbauern verhältnismäßigwenig angespannt.
Bei der Gutsherrschaft, die vor allem infolge der starken Getreideaus-

f u h r d e s d e u t s ch e n N o r d o st e n s entwickelte, verlagerte das wirtschaftliche
Schwergewichtauf den eigentlichen Gutsbetrieb und steigerte daher zwangsläufigdie Ten-

denz zur Bildung von Großgutsbetrieben. Damit verbunden war zwar ein Zurücktreten
der Bedeutung der bäuerlichen Zinsleistung, aber gleichzeitig stieg nicht nur der Bedarf
an Arbeitskräften,sondern wuchs vor allem auch die Neigung, die vorhandenen Arbeits-

kräfte aufs äußerste auszunutzen.
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Jetzt erst hatten die Gutsherren ein Interesse daran, d i e D i e n st l e i st u n g e n

ihrer hörigen Bauern ins Ungemessene zu steigern, so daß schon im
46. Jahrhundert ein pommersches Sprichwort von den Gutsbauern sagt, daß sie »nur sechs
Tage in der Woche dienten, den siebenten müßtensie Briefe für die Gutsherrschaft tragen«.
Und jetzt entstand auch die Frage, ob es nicht für den Gutsherrn vorteilhafter sei, das

zu seinem Bezirk gehörendeBauernland zu dem eigentlichen Gutsbetrieb zu schlagen. Diese
Frage wurde von den Gutsherren von rein privatwirtschaftlichem Standpunkte aus be-
antwortet. Besonders jedes Steigen der Getreidepreise verstärkte je-
weils die Tendenz zur Einziehung des Bauernlandes. So kam es

zu jenem verhängnisvollenBauernlegen großen Stils, das für das Schicksal des ostdeut-
schen Bauerntums ausschlaggebend wurde.

Das B a u er nle g e n nahm besonders in den Ländern, in denen der Landadel seine
ständischenRechte gegenüber der absolutistischen Staatsentwicklung behauptete, Ausmaße
an, die zur völligenVernichtung des Bauernstandes in diesen Gebieten führten. So werden
in M e rk l e n b u r g von den im Jahre 1755 vorhandenen 4472 ritterschaftlichen Bauern-
und Kossätenstellenbis zum Jahre 1800 nicht weniger als 2704 Stellen eingezogen- Und

noch im 19. Jahrhundert ging das Bauernlegen weiter, so daß im Jahre 1850 von diesen
Stellen nur noch 1390 Vorhanden waren. Ja dem engen Raum Von Qsiholstein
fielen im Laufe von zwei Jahrhunderten der Einziehung durch die Gutsherrschaften, äußerst
vorsichtig unter Weglassen aller Zweifelsfälleberechnet, nicht weniger als 197 ganze Bau-

erndörfer zum Opfer. Aber selbst in Preußen war der Kampf der Herrscher gegen
das Bauernlegen, der fasi gleichzeitigmit dem ersten Auftreten dieser Erscheinung einsetzte,
lange Zeit so gut wie ergebnislos. Das beweist u. a. schon die Notwendigkeit der ständigen
Wiederholung der Edikte, die gegen diesen Nechtsmißbrauchwandten. Erst Friedrich
dem Großen gelang es gegen Ende seiner Negierungszeit, diesem Mißbrauch wirklich ein
Ende zu machen. Umso höher ist unter diesen Umständen seine und seines Vaters syste-
matische Siedlungstätigkeit zu werten, die die erste Grundlage für die Wiedererstehung
eines neuen, freieren Bauernstandes legte.

Die A r b e i t s v e r f a s s u n g der immer stärker ausbreitenden Gutswirtschaften,
die in der Bindung der Arbeitskräfte an die Scholle durch die menschenunwürdigeFessel
der L eib eig ensch aft bestand, führte nicht nur je länger je mehr zu wachsender
L a n d f l u ch t , der gegenüberauch die härtestenStrafen so gut wie wirkungslos blieben,
sondern bewirkte auch einen N ü rk a n g d e r A ck e r k u l t u r , der die Wirtschaftlichkeit
der Gutsbetriebe immer mehr in Fragestellte; denn die arbeitsüberlastetenBauern ver-

nachlässigtennicht nur ihre eigenen Höfe, sondern entgalten auch die Schinderei, der sie
ausgesetzt waren, mit allen Mitteln eines passiven Widerstandes, der letzten Waffe der
Unterdrückten. Trotzdem bedurfte es erst der schweren Erschütterung des preußischen
Staates durch Napoleons Gewaltpolitik, um die Bahn für das großangelegteN e f o r m-

werk des Neichsfreiherrn vom Stein frei zu machen. Da dieser aber nach
kaum vierzehnmonatiger INinistertätigkeitdem Niachtspruch Napoleons weichen mußte,
ist dieses Werk nie im Sinne seines Schöpfers zur Ausführung gekommen.

Jm Gegensatz zu Steins Auffassung wurde von seinen Nachfolgern der

Grund und Boden rechtlich völlig dem beweglichen Kapital
gleichgest el l t. Damit verstieß man gegen einen der Hauptgrundsätze,die Stein bei
der Bauernbefreiung von vornhereinleiteten; denn er war überzeugt,daß ,,eine gesetzliche
Einschränkungder freien Disposition über das Eigentum bleiben müsse,diejenige nämlich,
welche dem Eigennutz des Neicheren und Gebildeteren Grenzen setzt und das Einziehen des
Bauernlandes zu Vorwerksland verhindert", um so mehr, als »der steigende Kaufwert die

Besitzer immer mehr reizen wird, ihren Vorteil zu suchen«. Die schlimmsten Befürchtungen
Steins sollten noch bei weitem übertroffen werden, so daß er sich, zur Untätigkeit ver-

dammt, mit wachsendem Groll gegen die Verfälschungseiner Neformpläne durch die
liberale Demokratie wandte. Als Preis für ihre Befreiung mußten die

größeren Bauern nicht weniger als 30 bis sogar 40 o..H. ihres
Landes an ihre früheren Herren abtreten. Der größte Teil des

nstdeukschen Kleinbauerntums aber wurde von der Regulierun
Völlig ausgeschlossen, sein Land wurde von den GutsherrschaE
ten eingezogen und es selbst zu einem besitzlosen Landarbeiter-

st a n d h e r a b g e d r ü ck t. Außerdem,aber benütztendie Gutsherrschaften die unsicheren
Verhältnisse der Uebergangszeit und die geldwirtschaftlicheUnerfahrenheit der Bauern,
um möglichstviel Bauernland aufzukaufen. Dadurch ist nicht nur der natürliche Lebens-
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raum des ostdeutschen Bauerntums, das durch die Zeit der Leibeigenschaftschon nachhaltig
geschwächtworden war, aufs neue bedrohlich eingeschränktworden, sondern v o r a l l e m

ging dem gesamten deutschen Bauerntum die natürliche Raum-
r e s e r v e v e r l o r e n , ohne die sein Ueberschuß an Lebenskraft verkümmern oder

zwangsläufig in die Stadt abgeleitet werden mußte. Die Entstehung einer umfangreichen
besitzlosenLandarbeiterschaft war es vor allem, die dazu beitrug, daß die Jndustrialisierung
des deutschen Westens in einer O st - W e st - W a n d e r u n g auswirkte, die zu einer

Gefahr für den deutschen Volksbestand im Osten wurde.
Der gewaltige Ueberschußdeutscher Bauernkraft hat einst durch die Wiederbesiedlung

des Ostens dem deutschen Volke jenen Lebensraum erschlossen, der ihm unentbehrlich war,
wenn es nicht in drangvoller Enge verkümmern wollte. D i e s e r B a u e r n st r o m ist
erst versiegt, als die Entwicklung der Gutsherrschaft irn Osten
zu einer Verschlechterung der bäuerlichen Rechtslage führte, die
aus dein Osten, einst dem gelobten Lande der Bauernfreiheit, ein Land der Unfreiheit und

Plage machte. .

Aus den Gefahren dieser Entwicklung hat die nationalsozialistische Agrar-
p o l i t i k die notwendigen Folgerungen gezogen. Das R e i ch s e r b h o f g e se tz sichert
den Bestand des alteingesessenen Bauerntums Das nationalsozialistische S i ed l u n g s-

werk ist bewußt in den Dienst der Neubildung deutschen Bauerntums gestellt. Seine

bevölkerungspolitische Bedeutung für den deutschen Osten beweist am

besten eine Sonderuntersuchung des Statistischen Reichsamtes von 148 aufgestedelten
Gütern. Nach ihrer Besiedelung ist die Zahl der Haushaltungen um 59 v.H. und die

Zahl der in ihnen lebenden Personen um 64 v.H. gestiegen. Unberürksichtigtist dabei

geblieben, daß die angesiedelten Ehepaare im Durchschnitt jünger sind als die bisherigen,
der Bevölkerungszuwachssich also in Zukunft noch stärker auswirken wird. Durch eine

ielbewußteNeubildung deutschen Bauerntums wird also die Bedeutung des deutschen
straumes für die Entfaltung der deutschen Volkskraft wiederhergestellt.
Auch e r n ä h r u n g s w i r t s ch a f t l i ch ist die Neubildung deutschen Bauerntums,

was vielfach übersehenwird, für die Zukunft außerordentlichbedeutungsvoll. Nach ost-
preußischenUntersuchungenbeträgt die Marktleistung angesiedelter Bauern im Vergleich
zu der Marktleistung der aufgestedelten Gutsbetriebe bei Rindvieh und Schafen 130 v.H.,
bei Schweinen 185 v.H-, bei JNilch und Butter 163 v.H. und bei Getreide 109 v.H. Nur

bei den Kartoffeln liegt die Marktleistung der Bauernstedler unter der der aufgesiedelten
Gutsbetriebe, was ohne weiteres aus der fast verdoppelten Schweineaufzucht erklärt.
Diese Verlagerung ist aber durchaus nützlichangesichts der Tatsache, daß gerade die Groß-
betriebe des Ostens einen wesentlichenAnteil ihrer Kartoffelerzeugung nicht anders zu ver-

werten wissen, als ihn zu verspritten. Auch unsere ernährungswirtschaftlicheLage weist
also auf eine verstärkte Neubildung deutschen Bauerntums hin. Diese für die Zukunft
unseres Volkes entscheidendenTatsachen sind allein ausschlaggebend für die Stellung zu der

Frage der Grundbesitzverteilung im deutschen Osten. Aus ihnen aber ergibt sich die Not-

wendigkeit, daß der deutsche Osten wieder das Bauernland werden

muß,dasereillstwasr. GüntherPacyna.

Vom Kechiskampf der Sudetendeuifchen
Es war eine politische Notwendigkeit, nach den Versuchen der tschechischenPolitik und

Propaganda, die papiernen Zusicherungen der Prager Regierung an die sudetendeutschen
«Akkjvistischen«Parteien, Mißstände in der staatlichen Verwaltung zu beseitigen und ver-

fassungsmäßiggarantierte Rechte einzuhalten, als einen ,,Ausgleich zwischen Deutschen
und Tschechen«hinzustellen, noch einmal vor aller Welt d i e R e ch t s f o r d e r u n g e n

des Sudetendeutschtums aufzustellen. Das geschah in der großenAussiger
R e d e K o n r a d H e n l e i n s , in der er die Grundsätze eines deutsch-tschechischenAus-

gleiches wie folgt formulierte:
i. Schutz des Siedlungsrauines und der Volkstumsgrenze.
2. Anerkennung des Grundsatzes der völkischenSelbstverwaltung und deren Verwirk-

lichung für alle Völker und Volksgruppen.
Z. Wiedergutmachung des seit 1918 zugefügtenUnrechtes.
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Konrad Henlein hat damit erneut zu einem Befriedungsvorschlag für das Nebenein-
ander der beiden Völker im Sudetenraum bekannt, der seit den Sturmtagen der Nevolution
des Jahres 1848 bis in die jüngsteGegenwart abwechselnd sowohl von Deutschen wiege-
legentlich auch von den Tschechengemacht worden ist· Die Erinnerung an die Etappen des

Kampfes um die Autonomie in den Sudetenländern erscheint daher sehr zeitgemäß,
weil sie zeigt, daß der Kampf zwischen Deutschen und Tschechen älter ist als die Tschecho-
Slowakei, daß die heutigen Forderungen der Sudetendeutschen einmal auch die Forde-
rungen der Tsrhechen waren und von diesen bereits im alten Habsburgerstaat aufgestellt
wurden, und daß die tschechischenBegründungenfür die Ablehnung der sudetendeutschen
Forderungen nicht stichhaltig sind.

Jn den Augusttagen des Jahres 1848 waren im alten Badeort T e p l i tz - S ch ö n a u

die zur Frankfurter Nationalversammlung gewählten Abgeordneten mit den Vertrauens-
männern des ,,Deutschen Vereines für Böhmen« versammelt; sie forderten als Antwort

auf die zentralistische »Wenzelsbad«-Petitionder Tschechen: 1. Freie, auf Selbstver-
waltung gegründete Gemeindeverfasfung mit Gemeinderäten aus direkten Wahlen, Und

2. Einteilung der auf dem Neichstage vertretenen Provinzen in Neichskreife auf Grundlage
der Sprachengrenzen, an deren Spitze dem Ministerium unmittelbar unterstehende Kreis-

hauptleute und von den Gemeinden gewählte Kreisräte stehen sollten. Diese Forderungen
erschienen, den damaligen staatsrechtlichen Zustand nnd die Borherrschaft der allmächtigen
Bürokratie in Betracht gezogen, außerordentlichkühn. Sie zeigten vor allem klar und

deutlich, daß die Deutschen in ihren nationaleinsprachigen deutschen Bezirken ihre Selbst-
verwaltung forderten, die sie selbstverständlichden Tschechen in ihren Gebieten im gleichen
Umfang zugestanden.

«
Nach 20 Jahren kommt es trotz Nückfchlägenund Schwierigkeiten unter Franz

S ch m e1)kal zur Abgrenzung der deutschen Bezirke, die die Sprachengrenzen auf
weiteste Gebiete festlegen und die national-einheitlichen Besitzständeder Deutschen und

chhechen bestimmen. Den Gemeinden und Bezirken wird eine freiere Verfassung gesichert
die breiteren Schichten der bodenständigenBevölkerung zur Selbstverwaltung heran-
ge ogen. Dann aber stockt die Entwicklung. Was in Böhmen noch nicht möglichwar,

ersolgteim Jahre 1905 in M ä h r e n durch den sogenannten ,,A u s g l e i ch«z w i s ch e n

D e u t s ch e n u n d T s ch e ch e n , der das Nebeneinander beider Volksteile durch Gesetze
kegelte, deren Bedeutung der Prager Universitätsprofessor und Historiker Pfitzner einmal

mit folgenden Worten umriß:
»Es bedeutete die Setzung eines Meilensteins in der Geschichteder nationalen Befriedungsversuche

nicht nur dieses Landes, als in Mähren gesetzlich festgelegt wurde, daß der mährische Landes-
au sschuß, in dem die beiden Nationalitäten verhältnismäßigvertreten waren, bei der Besetzung
von Beamten-, Lehr- und Dienerstellen in Landesanstalten, welche ausschließlichein e r Nationalität

gewidmet waren, an den Dreiervorschlag gebunden sei, der ihm durch die Landesausschußbeisitzer
der betreffenden Nationalität erstattet werde. Auch die gesetzliche Regelung, daß die Referate
irn Landesausschuß über das Schulwesen und die Landesanstalten, die nur einer Nationalität

gewidmet sind, unter die Landesausschußbeisitzerder betreffenden Nationalität zu verteilen seien,
weist in die gleiche Richtung. Ueberdies wurde dem Landesausschußzur Pflicht gemacht, bei der

Besetzung der Stellen in gemischtnationalen Anstalten die einzelnen Volksgruppen nach der Bevölke-

kungszahl zu berücksichtigen.Staatsmännischweisen Köpfen entsprang der Beschluß, daß bei der

Geschäftsführung des Landtages fürderhin beide Landessprachen gleichberechtigt
sein sollten. Reinsten Segen bedeutete die gesetzlicheBestimmung, daß die Schulbehörden
national getrennt werden solltenund Kinder, die der Unterrichtssprache nicht mächtig
seien, in Volks- Und Bürgerschulennicht aufgenommen werden dürften. Dem Grundsätze der

Gleichberechtigungder Landessprachen wurde im öffentlichenLeben, namentlich in den Gemeinden,
weitgehend Rechnung.getragen. Alle öffentlichenVertretungskörperwurden verpflichtet, Ein-

g a b e n i n j e d e r L a n d e s s p r a ch e anzunehmen. Notwendig werdende Uebersetzungen für
Gemeinden-besorgte der Landesauöschllßkostelllos- Diese und manch andere Bestimmungen des

währt-schenAuzgkejchgwekkezspkechenvon der Weitsicht der damals tätigen Politiker .Mährens·«

Die geändertenstaatlichen Verhältnisseim Jahre 1918 vernichteten alle Lösungen und

Lösungsversuchedes Nationalitätenproblemes,aber die Forderung nach Autonomie wurde

lauter denn je erhoben. Die ,,Völkisch k»l1Tage« der sudetendeutfchen National-

sozialisten waren machtvolle Kundgebungen fur den Befriedungsgedanken der nationalen

Autonomie in den Sudetenländern, der nun d u r ch f a st 100 J a h r e d a s L ei tm o t i v

sudetendeutscher Politik ist-
Aus dem tschechischenLager forderte Ladislaw Vieger 1869 ein ,,Landesgrund-

gesetz im Sinne und Geist wie es in der Schweiz tm offentlichen Leben schon praktisch
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durchgeführtist . . .« Die 1871 ausgearbeiteten »F u n d a m e n t a l a r t i k e l« der

Tschechen bekannten sich im Prinzip zur nationalen Selbstverwaltung. Jm Jahre 1890

begannen unter der N e g i e r u n g T a a f e Verhandlungen, die zu einer Z w e i -

teilung in der Schulverwaltung führten. Jm Kampf um die Autonomie
war es der nachmalige Staatspräsident Masa ry k, der wiederholt ihre Notwendigkeit
begründete· So erklärte er 1896 einmal:

»Wer im Ernste die Freiheit und soziale Gerechtigkeit will, der muß
in concreto für die politische Autonomie arbeiten . .. Wenn Schlesien
ein administratives Ganzes vorstellt, warum könnte auch nicht Böhmen in zehn, Möhren in vier

Kreise zerfallen . . Das Territorium der Kreise wie auch der Bezirke sei womöglich sorglich
getrennt. »J ch H e r r , D u H e r r« sage ich mit Havlirek.«

Und selbst in seiner Jubiläumsbotschaftbekannte Masaryk sich theoretisch zum Prinzip
der Autonomie:

.

»Die Demokratie sucht sich gegenüber dem Absolutismus durch Teilung der Macht zu schützen;
es ist bekannt, daß die Staatsrechthistoriker, aber auch die praktischen Politiker in dieser Sache große
Schwierigkeiten finden. Die Demokratie ist schließlichnur eine Autonomie, eine Selbstverwaltung
der Bürgerschaft und jedes einzelnen Bürgers; in der Demokratie ist daher die Forde-
rung der Selbstverwaltung und Autonomie von selbst gegeben; wenn in

einem Staate mit zahlreicher und mit national und kulturell ungleicher Bevölkerung alle mit-

regieren sollen, wenn sich alle selbst lenken sollen, ist d i e T e i l u n g d e r p o l i t i s ch e n

Macht auch nach den gegebenen Unterschiedlichkeiten der Bevölkerung
e r f o r d e r l i ch. Darüber belehrt uns bereits unsere kurze Verfassungsentwicklung J ch h a b e

daher immer und ganzbewußt die Selbstverwaltung und die territoriale
Autonomie und die sogenannte qualifizierte korporative Autonomie

gefordert.«

Die Gesamtlösung der immer wieder geforderten Autonomie scheiterte im alten Oeffn-
reich an dem Widerstand des Habsburgerzentralismus, an dem schließlich
das ganze Reich unterging. Heute ist es die stschechische Nationalstaats-
i d e e ,

die der Anerkennung der Lebensrechte der Völker und damit der Lösung des

Nationalitätenproblems in den Weg stellt, Spannungen erzeugt und Unfriede stiftet.
Man müßtemeinen, daß man in Prag aus dem Schicksal der Habsburger gelernt hat.

Kurt Vorbach.

Osiland-Chronit
Eine Erklärung des Gauleiters Wagner

Am 15. März hat Gauleiter und Ober-
schaftlichen Druck, ihre Minderheiten ver-

nichten zu können, werde ich auch nach Ab-

präsidentW a g n e r auf einer Tagung der

Provinzialräte von Ober- und Nieder-

schlesien folgende bedeutsame Erklärung zur
deutschen Volksgruppenpolitik abgegeben:
»Der bevorstehende A b la u f e i n e s

Teiles des Genfer Abkommens
vom 15. Mai 1922, insbesondere des
Teils III, welcher den völkischenMinder-

heiten besondere Schutzrechte gewährt, ver-

anlaßt mich, auf folgendes hinzuweisen:
Die in Westoberschlesien lebende polnische
Minderheit wird a u ch n a ch A b -

lauf des Genfer Abkommens
der vollen politischen, wirt-

schaftlichen und kulturellen

Freiheit erfreuen können. Im

Gegensatzzu gewissen anderen Staaten, die
bisher schon glaubten, in sehr bedenklicher
Mißachtunginternationaler Bestimmungen,
vor allem durch erbarmungslosen wirt-
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lauf des Abkommens nicht zu irgendwelchen
Gewaltmaßnahmen gegen die polnische
Minderheit greifen. Jch lege Wert auf die

Feststellung, daß mir jede Eindeutschung
eines in Deutschland lebenden fremden
Volkstums fernliegt. Andererseits bin ich
natürlich nicht gewillt, staats-
feindliche Umtriebe oder irre-

dentistische Bestrebungen einer

Minderheitzudulden. Jn Anbe-

tracht der Bedeutungslosigkeit der Polen-
bewegung in Oberschlesien und ihres ständi-
gen natürlichen Nürkgangeshabe ich bisher
manches übersehen, was mich an zu
einem Eingreifen hätte veranlassen müssen.
Jn Zukunft werde ich meine

Handlungsweise danach ein-

richten, wie man in anderen

Staaten den Volksdeutschen
begegnet.« ·



Angst vor der Wahrheit

Für den 20. Februar d. J. hatte der

Deutsche Volksverband seine
13. Delegiertenversammlung nach L o dz
einberufen. Nachdem ein Teil der Tagung
ohne Störung und unter Aufsicht dreier

polnischer Beamten verlaufen war, ver-

langten die polnischen Behördenvertreter
zunächst ohne Angabe von Grün-

d e n die sofortige Schließung der Tagung
Jn dringlicher Form nach Gründen befragt,
motivierten sie ihren Eingriff in die Ver-

sammlungsfreiheit zuerst damit, daß im

Saal z w ei F a h n e n aufgehängt seien,
die länger seien, als es vom

Jnnenministerium gestattet sei!
Auf das Lächerliche einer solchen Begrün-
dung aufmerksam gemacht, brachten sie vor,

daß im Vorraum des Versammlungssaales
Eintrittskarten verkauft worden seien. Als

sie darüber unterrichtet wurden, daß dort
keine Eintrittskarten verkauft, sondern die

für die Abstimmungen notwendigen Zettel
an die legitimierten Tagungsteilnehmer ver-

teilt worden waren, verzichteten die Behör-
denvertreter darauf, nach weiteren Vor-
wänden für ihre gesetzwidrige Maßnahme
zu suchen, und erklärten, daß sie die Tagung
mit Polizeigewalt auflösen
würden, wenn sie nicht sofort freiwillig
geschlossenwürde. Dieser behördlichenGe-

waltandrohung wurde unter Hinweis auf
die Verfassungswidrigkeit eines solchen
Vorgehens von den Teilnehmern Folge ge-

leistet. Jn einer an den polnischen Innen-

minister gerichteten J nt e r p e l l a t i o n

hat sich Senator H a s b a ch am 12. JNärz
mit diesem skandalösenVorfall befaßt. Er

weist darin darauf hin, daß der eigentliche
Grund für die Auflösung der Tagung das

Bestreben gewesensei, zu v e r hin d e r n ,

daß die Leitung des Volksver-

bandeg den Tagungsteilneh-
mern über die bei den evangeli-
schen Kirchenwahlen vorgefallenen
Mißbräuche und Nethkswldklg-
keiten Mitteilung mache- Des-?

Grund ist also das schlechteGewissen der

polnischenAmtsstellen gewesen,deren fort-
gesetzte Eingriffe in die kirch-
lichen Rechte der deutschen Pro-
te st a n te n im ganzen Lande eine starke
Erbitterung hervorgerufen haben und ge-

eignet sind, weitere schwere Kämpfe inner-
halb der Evangelischen Kirche Augsburg1-
schen Bekenntnisses heraufzubesrl)wören.

Sogar Passionsspiele werden verhindert
Vom Verband deutscher Ka-

tholiken in Polen waren in letzter

Zeit in einer Reihe ostoberschlesischerOrte

Passionsfestspiele aufgeführt wor-

den. Auch in Siemianowitz war eine

ähnliche Aufführung für den 22· März
d. J. geplant. Die polizeiliche Genehmi-
gung lag vor und der Saal war gemietet.
Kurz vor der Aufführung aber kamen

einige Mitglieder des polnischen A u f-
ständischen-Verbandes zu dem

Wirt des gemieteten Saales und legten ihm
nahe, seinen Saal für die deutsche Veran-

staltung nicht zur Verfügung zu siellelläsie
ließen dabei etwas von ,,K n o ch e n z e r -

schlagen« und ,,Saal zertrüm-
m e r n« einfließen. Unter dem Eindruck

dieser Drohung verweigerte der Wirt dem

deutschen Verband seine Räume· Als der

Geschäftsführer des Verbandes deutscher
Katholiken das zuständigeP o l i z e i b ü r o

aufsuchte, um die Durchführung der vor-

bereiteten und genehmigten Veranstaltung
doch noch sicher zu stellen, war dort trotz
mehrfacher Bemühung k e i n B e a m t e r

zu fin den, der sich für diese Angelegen-
heit für zuständig erklärte. Die deutsche
Veranstaltung mußte also a b g e s e tzt
werden. Am nächstenTage führte darauf
ein p o l n i s ch e r Verein dasselbe Passions-
festspiel auf — natürlich in p o l n i s ch e r

Sprache. Es stellte sich heraus, daß dieser
Verein (ganz im Geiste der sprichwörtlichen
politischen Toleranz) den Aufsiändischenver-
band vorgeschirkt hatte und daß das be-

treffende Polizeibüro von ,,oben«, vielleicht
auch von »unten« entsprechend instruiert
worden war.

Wieder einmal: »auf Anordnung höherer
Stellen«

Am 10. März hat die Verwaltung
der F r i e d e n s h ü t te (Ostoberschlesien)
weiteren 20 Arbeitern, die zum
d e u t s ch e n Volkstum bekennen, g e -

kü n d i g t. Als Kündigungsgrundist »Un-
fähigkeit zur Ausübung der übertragenen
Arbeiten« vorgeschütztworden. Es handelt
sich bei den Betroffenen um Arbeiter, die
bereits seit 20, 30 und mehr Jahren in der

Friedenshütte beschäftigt sind und bis zu
sieben Kinder zu ernähren haben. Bereits

.vor einiger Zeit hatte die Friedenshütte
unter dem gleichen e r l o g e n e n Vorwand
12 deutsche Arbeiter auf die Straße gesetzt.
Die polnische B e t r i e b s r a t s mehrheit
hatte damals geweigert, etwas gegen
die ungerechtfertigte Kündigung der deut-

schen Arbeitskameraden zu unternehmen·
Der polnische Direktor Borkowski hatte
damals erklärt, daß die Entlassung »auf
Anordnung höherer Stellen«
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durchgeführtwerden müsse, und der polni-
sche Arbeitsinspektor F r a n k e hatte
sich auf die vielsagende Feststellung be-

schränkt, daß die Entlassung ,,a u s b e -

stimmten Gründen« erfolge.

Mordandrohung
Jn der Nacht vom 19· zum 2«0.März

erschienen vor dem Hause des deutschen
VolksangehörigenT h e o d o r F a b e r in

B y t k o w (Ostoberschlesien) drei Mit-

glieder einer Aufständischenbande
unter Führung eines gewissen N a w r a t.

Sie begannen, den Deutschen, der allerdings
nicht zu Hause war, in unflätiger Art zu

beschimpfeen. Als ein Polizeibeamter, der

in demselben Hause wohnt, die Nadau-

brüder zur Ruhe zu mahnen versuchte, ant-

wortete ihm ein verstärktesGebrüll. Gegen
den Deutschen wurden Mordandrohungen
laut: »Und wenn drei Polizei-
beamte bei dir im Haufe woh-
nen, wirst du doch totgeschla-
gen!« Es war nicht das erste 9Ral, daß
Faber von Naivrat in dieser Weise bedroht
wurde. Schon im Herbst v. J. wurde

er von diesem einmal angerempelt: »Du
lebst höchstensnoch ein halbes Jahr«, hatte
Nawrat ihm damals gedroht, »dann wer-

den wir dich totschlagen. Jch r a te d i r ,

ziehe nach Deutschland; denn

hier wirst du nicht alt werden«.

Beschimpfung deutscher Hilfsmannschaften
Vom 7. bis 15. März wurde die

Weichselniederung zwischen Culm
und Thorn von einer schweren H och-
’wasferkatastrophe betroffen. Bei

dem Dorfe Kokocko oberhalb Culms hatte
sich eine Eisbarriere gebildet, die auf eine

Länge von etwa 28 Kilomter (bis Brahe-
münde) anwuchs und den vom Qberlauf
der Weichfel kommenden Hochwasserwellen
den Abfluß versperrte. Besonders stark
wurden die deutschen-Dörfer Lan-

genau und Otteraue in der Schulitzer
Niederung in Mitleidenschaft gezogen.

Zwischen Bahemünde und Kokocko floß die

Weisel neben ihrem vom Eise blorkierten

Strombett über das vor den Deichen
liegende Land. Auch die dortigen deut-

sch en Niederungsdörferhatten unter dem

Hochwasser erheblich zu leiden· Die Ueber-

schwemmung hätte zweifellos nicht dieses
Ausmaß erreicht und nicht den in die

Millionen gehenden Schaden anrichten
können, wenn die polnischen Behörden
rechtzeitig vorbeugend eingegriffen hätten.
Während die polnischen Pioniere ihre
ihre Sprengungen, die wenig Erfolg hatten,
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aber mehrere Unglücksfälle verursachten,
nach zwei Tagen einstellen mußten, gelang
es den fünf (davon vier Danziger)
Eisbrechern nach einer Woche die Barriere

bis Brahemünde zu durchstoßen. Daß noch
schlimmeres Unglück,als es ohnehin schon
durch die Nachlässigkeitder polnifchen Be-

hörden verursacht worden war, vermieden
werden konnte, war in aller erster Linie den

Danziger Eisbrechern zu danken. Es ist in

aller Welt eine selbstverständlicheGewohn-
heit, den Helfern in Naturkatastrophen
Dank und Anerkennung zu zollen· Anders
in Polen! Hier werden die d e u t s ch c n

Mannsrhaften der Danziger
E i s b r e ch e r

,
die unter ständigemEinsatz

ihres Lebens gegen die Naturgewalten an-

gekämpft haben, von einer räudigen
Prefsemeute obendrein noch be-

sch i m p f t. Der ,,Kurjer Poznanski" hat
es fertig gebracht, den deutschen Mann-

schaften den Vorwurf zu machen, sie hätten
an dem Hilfswerk nur aus materieller

Gewinnsucht beteiligt, — da sie nämlich,
einem in der ganzen Welt geübten Brauche
gemäß, eine ihrer Arbeit entsprechende
Löhnung erhielten. Es erübrigt sich, das

ungewöhnliche Nkaß von Taktlosigkeit
dieses von einer Nenegatenfamilie geleiteten
Blattes näher zu charakterisieren. Es

genügt, den Fall zu vermerken; und es ist
nützlich,ihn nicht zu vergessen.

Das Wojewodenblatt lügt
Es wäre eigentlichangebracht, eine ständige
Rubrik unter der Ueberschrift ,,D a s W o -

je w o d e n«b l a tt l ü g t« einzurichten.
Wenn darauf verzichtet wird, so nicht etwa

deshalb, weil es an Material hierzu fehlte,
oder weil irgendein Anlaß bestände, die

Germanophobie diefes amtlichen Organs zu

verschleiern, sondern einfach deshalb, weil
die Beschränktheitdes Naumes eine ständige
Beschäftigungmit den journalistischen Aus-

dünstungen des Kattowitzer Amtsblattes
verbietet. Es muß daher genügen,wenn

die Berichterstattung der ,,Polska Zachod-
nia« ab und zu an einem Lehrbeispiel
charakterisiert wird: Vor kurzem wußte
das genannte Blatt von einem vor einigen
Jahren aus Schoppinigins Reich abge-
wanderten Arzt, einem r. M a r k et o n ,

zu berichten, er sei dem ,,Terror des Hitle-
rismus« zum Opfer gefallen und infolge
der Verfolgungen, denen er im Reiche aus-

gesetzt gewesen sein foll, wirtschaftlich und

seelischzermürbt, freiwillig aus dem Leben

geschieden· Jn diesem Zusammenhang
glaubte das Kattowitzer Wojewodenblatt
die Deutschen Qstoberschlesiens dringend



vor dem ,,brutalen Negime«des National-

sozialismus, das verdiente INenschen in den
Tod treibe, warnen zu müssen. Dazu ist
ganz kurz zu bemerken: Dr; M a r k e t o n

erfreut sich tro des »Nach-
rufes« der »Polska Zachodnia"
nach wie vor der besten Gesund-
h e i t. Er ist absolut lebendig. Er steht
in den Diensten der deutschen Wehrmacht
und lebt als Stabsarzt in Oels.

Memelländer im Hungerstreik
Der litauische Staatspräsident hat zu

Ostern etwa 60 politische Gefangene be-

gnadigt. Darunter befinden sich auch
10 Memelländer, die im Jahre 1935

in dem Kauener Kriegsgerichts-
p r o z e ß zu langjährigen Zuchthausstrafen
verurteilt worden waren. Es handelt
bei den begnadigten Memelländern um den

ehemaligen Führer der Christlichsozialen
Arbeitsgemeinschaft, Freiherrn v o n S a ß
(8 Jahre Zuchthaus), um den Landwirt
Konrad v o n D r eß le r (8 Jahre Zucht-
haus), Franz S ch e d a u tz ki (8 Jahre
Zuchthaus und Vermögensbeschlagnahme),
den Landwirt Fritz H o r n (4 Jahre Zucht-
haus), den Landwirt Otto L o r e n z

(4 Jahre Zuchthaus), den Polizeibeamten
Willi M a r k u s (4 Jahre Zuchthaus),
Fritz Bendzus und Richard Torkel

(je 6 Jahre Zuchthaus), Ewald G r o n e n-

berg und Paul Ruhnke (je 8 Jahre
Zuchthaus und Vermögensbeschlagnahme).
Nach der Begnadigung dieser 10 werden
immer noch etwa 40 Memel-

länder, die im Kriegsgerichts-
prozeß verurteilt worden wa-
ren, in litauischen Zuchthäu-
sern gefangen gehalten. Die ent-

ehrende Behandlung, die den ihrer deutschen
Gesinnung wegen verurteilten Memel-

ländern von litauischer Seite zuteil wird,
wird durch folgenden Vorfall beleuchtet:
Vok kurzem wurden auf Anordnung des

jüdischen Chesarztes des Kauener Zucht-
hauses, Dr; S a ch a r i s ,

den gefangenen
Memelländern wie gemeinen Vec-

brechern die Haare kurzge-
s ch o r e n. Da die Memellander

weigerten, sich freiwillig dieser entehrenden
Prozedur zu unterziehen, wurden Ihnendie

Haare zwangsweise geschoren. Vier von
ihnen wurden wegen WidersetzlichkeitMlk

verschärftem Arrest bestraft
Nechtsanwalt Boettcher, einer der Ge-

fangenen, verlangte darauf, mit seinem
Verteidiger in Verbindung zu treten, um

durch diesen eine Beschwerde einreichen zu

lassen· Dem Verteidiger wurde

jedoch der Zutritt zu seinem
Mandanten verweigert. Darauf
traten Boettcher und Kwauka in

den Hungersireik. Es ist trotz der

Begnadigungen unmöglich, an eine ehrliche
und anständige Versöhnungsabsicht der

Litauer zu glauben, solange immer noch
Dutzende von Meinelländern, die unter

sehr fragwiirdigen Umständen zu Zucht-
hausstrafen verurteilt worden sind, der

Freiheit beraubt bleiben und obendrein noch
derartigen entehrenden JNißhandlungenaus-

gesetzt sind·

Ausbootung der Opposition

Die Danziger Zentrumspartei hatte das

gegen ihr Parteiorgan ausgesprochene Ver-
bot durch die Herausgabe eines getarnten
Ersatzblattes, das unter dem Namen »Das
Kleine Blatt« erschien, zu umgehen versucht-
Jn diesem Zusammenhang wurde der Vor-

sitzende der Danziger Zentrumspartei,
Pfarrer Dr Stachnik, verhaftet und
vom Schnellrichter zu Gefängnis verurteilt.
Mit ihm zusammen erhielt sein Komplize,
ein Neferendar p o l n i s ch e n Volkstums,
eine Gesängnisstrafe. — Der § 5 des

Wahlgesetzes zum Danziger
Volkstag ist durch einen Zusatz abge-
ändert worden, der klarstellt, daß ein Ver-

zicht auf ein Volkstagsmandat auch dann

vorliegt, »wenn ein Abgeordneter
außerstand setzt, die Pflichten, die ihm sein
Amt insbesondere zur Mitarbeit auferlegt,
zu erfällen«.- — Auf diese Weise gehen
die wegen krimineller oder staatsfeindlicher
Handlungen im Gefängnis sitzenden oder
ins Ausland gefliichteten Volkstagsabge-
ordneten der Oppositionsparteien ihrer
Mandate verlustig. Jhre Mandate haben
verloren der ehemalige sozialdemokratische
Abgeordnete K r u p p k e , der mit unbe-
kanntem Aufenthalt ins Ausland geflüchtet
ist, und der ehemalige sozialdemokratische
FraktionsführerBrill, der sein Mandat
aus Gesundheitsrücksichtenniedergelegt hat.
Die listenmäßigenNachfolger dieser beiden

Mark-isten; die Arbeiter JNax Schwerdt-
fqeger und Julius Großmann, haben
sich als Hospitanten der Natio-

nalsozialistischen Volkstags-
f r a k t i o n zur Verfügung gestellt. Den
gleichen Schritt hat auch der Z e n t r u m s-

abgeordnetesJohannes Günther
vollzogen·

Werbt fiir ,Ofiland!«
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Bücher über den Osten
Geschichte der Landeskultur Westpreußens

und des Netzebezirks bis zum Ausgang der pol-
Iischen Zeit. Von Friedrich Mager.
Volk und Reich Verlag, Berlin 1936. 175

Seiten. Preis kartoniert 5,— RM. — Das

Buch hinterläßt einen tiefen Eindruck, obwohl
oder vielmehr gerade weil es nicht mehr will,
als eine nüchterne Darstellung der beispiellosen
Mißwirtschaft geben, durch die die Landeskultur
des alten Ordenslandes unter polnischer Herr-
schaft zerstört worden ist· Jm ersten Drittel
des Buches werden Zustand und Entwicklung
Westpreußens und des Netzegebietes zur Zeit
der pommerellischen Herzöge und unter der be-

fruchtenden kolonisatorischenTätigkeit des Deut-

schen Nitterordens geschildert. Der Hauptteil
ist der polnischen Zeit gewidmet. Vor dem

30jährigen Krieg war Westpreußen ein Land
der freien Bauern und blühenden Städte, ein

Land mit ausgebildetem Verkehrswesen, mit

geordneter Verwaltung, mit hoher landwirt-

schaftlicher Kultur, die dem Boden seine Schätze
abzuringen, aber auch seine Reserven zu schonen
und seine Fruchtbarkeit zu mehren verstand, ein

reiches Land, dessen Bevölkerungzum größeren
Teile aus Deutschen bestand und in dem auch
der nichtdeutsche (kaschubische) Bevölkerungs-
teil unter der Leitung und Fürsorge einer ge-
rechten Obrigkeit gut zu leben hatte. All das

wurde anders mit der ersten Teilung Preußens,
die 1466 durch den 2. Thorner Frieden erfolgte,
und besonders nach dem Nechtsbruch von Lu-
blin (1569), der die letzten, einer gewaltsamen
Polonisierung des Landes entgegenstehenden
Schranken beseitigte. Die polnische Zeit des
alten Ordenslandes bietet ein welthistorisches
Musterbeispiel dafür, wie ein hoch entwickeltes
Land durch eine unfähige, ausbeuterische und

gewalttätige Fremdherrschaft von Grund auf
zerstört werden kann. Uebersichtlich und ein-

dringlich, durch zahlreiche zeitgenössischeQuellen

unterstützt, schildert Friedrich Mager, was die

polnische Herrschaft aus dem Lande und seinen
Bewohnern gemacht hat: die Bersklavung der

Bauern, deren menschliche Würde in Rohheit,
Hunger und geistigem Dunkel verkam, die Ent-

rechtung und Ausplünderungder Bürger, deren

einst blühende Städte zu stinkenden Trümmer-
haufen zerfielen und zu jüdischen Drecknestern
wurden, die Bernichtung der natürlichen Frucht-
barkeit des Bodens durch sinnlosen Raubbau,
die brutale Zerstörung der Wälder durch Raub-

hieb und Brand. Es ist ein erschütterndes
Bild, das hier aufgerollt wird. Das hat Polen
aus Westpreußen gemacht: ,,eine Hölle der

Bauern, ein Fegefeuer der Bürger, einen Him-
mel des Adels und ein Paradies der Juden«.
Man legt sich, wenn man die nüchterne und

gänzlich unpathetische Darstellung Magers
liest, ohne weiteres die Frage vor, ob Bersailles
so ausgefallen wäre, wenn die dort maßgeben-
den Diplomaten auch nur einen Teil von dem

gewußt hätten, was sich unter polnischer Herr-
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schaft in dem alten Ordensland abgespielt hat.
Und man begreift die Größe der Arbeit, die

nach der Befreiung des Landes durch Friedrich
den Großen von Preußen dort geleistet worden

ist. Keiner, der sich mit den geschichtlichen
Fragen des Ostens befaßt, darf an dieser
Schrift vorübergehen. DLK

Dominium maris baltici. Von Axel
S ch mid t. Verlag Georg Stilke, Berlin 1936.

76 Seiten. Mit einigen Karten. (Heft 31 der

Schriftenreihe der Preußischen Jahrbücher.)—
Die Schrift zerfällt in drei Teile: die politische
und wirtschaftliche Geschichte des Ostseeraumes,
die gegenwärtige politische und wirtschaftliche
Lage dieses Raumes und dessen derzeitige wehr-
politische Situation· Jm ersten Teil wird ein

(mitunter etwas zu gedrängter)Ueberblirk über

die Kräfte gegeben, die vom 9. Jahrhundert
unserer Zeitrechnung an bis in die Gegenwart
hinein die macht- und wirtschaftspolitische Herr-
schaft über die Ostsee, das dominium maris
balttci, an sich zu reißen versuchten: Die Er-

oberungs- und Handelszüge der Wikinger wur-

den abgelöst von den Expansionsbestrebungen
der Dänen. Jn dem Zweiklang von Hanse und
Orden erlebte die Ostsee unter deutscher Füh-
rung die wirtschaftliche und kulturelle Blüte der

sie umgebenden Länder, bis Schwedens Militär-
macht die beherrschenden Punkte der deutschen
Gegenküstebesetzte. Mit Peter dem Großen
begann sich Rußland zur stärkstenMacht an der

Ostsee zu entfalten, um der von Brandenburg-«
Preußen aufgebauten Machtstellung des Deut-

schen Reiches zu weichen, die in der deutschen
Alleinherrschaft in der Ostsee während des

Weltkrieges ihren Höhepunkt fand. Wichtig ist
bei dieser geschichtlichenBetrachtung die Fest-
stellung, daß Polen und Rußland in den Zeiten,
in denen sie die führenden Großmächte Ost-
europas waren, weder politisch noch wirtschaft-
lich eine tatsächlicheHerrschaft über die Ostsee
auszuüben vermochten, daß sie, obwohl sie sich
auf der Höhe ihrer Macht im Besitze des ent-

scheidenden, livländischenAbschnittes der Ostsee-
küste befanden, niemals Seemächte, sondern
immer nur Kontinentalstaaten waren- Vor allem

hat Polen, was Schmidt nicht klar genug her-
ausstellt, die deutschen Hafenstädte der Ostsee
und die Mündungen der Flüsse niemals wirklich
beherrscht. Der zweite Teil der Schrift be-

schränktsich im wesentlichen darauf, einen Ueber-

blirk über den Außenhandel der Ostseeanlfeger
und dessen Bedeutung für den Verkehr auf der

Ostsee zu geben. Die Darstellung ergibt die

geringe handelspolitische Bedeutung der Ostsee
für Rußland, das handelspolitische Vordrtngen
Englands in den nordisch-baltischen Raum und

die (z. T. auch durch die Grenzoeränderungen im

Osten verursachte) ZurückdrängungDeutschlands
im Ostseehandel. Wirtschafts- Und handels-
politische Schlußfolgerungen aus dieser Entwirk-

lung werden für Deutschand in der Schmidtschen
Schrift nicht gezogen. Der letzte Teil, der die



wehrpolitische Lage im Ostseeraum behandelt,
verweist auf die Wirkungen, die sich aus dem

Aufbau der Seestreitkräfte der Anliegerstaaten
ergeben. Das dominium mai-is baltici —- das

ist das Ergebnis der Betrachtungen Schmidts
— ist in der Form der A lle i n herrschaft einer

smacht niemals Tatsache geworden. Soweit

Versuche in dieser Richtung (wie von Schweden)
gemacht worden sind, sind sie stets vor der Er-

reichung des Zieles gescheitert. Diese Allein-

herrschaft ist auch in der Gegenwart nicht das

Ziel des Deutschen Reiches. Wohl aber ist es

ein deutsches Ziel, die Ostsee als ein »germani-
sches INeer« zu erhalten, das die seine Küsten
bewohnenden Völker im Geiste einer nordisch-
germanisch-protestantischen Gemeinsamkeit mit-

einander verbindet. DLK

Polen. Heft VIII der Sammlung »Die un-

sterbliche Landschaft« (Die Fronten des Welt-«

krieges). Herausgegeben von Erich Otto

Volkmann. Bibliographisches Jnstitut AG.,
Leipzig 1935. 46 Seiten. Preis 3,60 RM. —

13 Seiten Text und etwa 80 Bilder umfaßt
dieses Gedenkbuch des Krieges in Polen, Litau-
en und Weißrußland Was im Text kurz
skizziert wird, die Schlacht bei Lodz, der be-

ginnende Stellungskrieg, das Eindrücken des

russischen Festungsgürtels an der Deichsel-
Bobr-Narew-Linie, der monatelange Verfol-
gungskrieg und dann das Erstarren derQstfront,
die nur noch einmal, im Frühjahr 1918, durch
den deutschen Vormarsch bis zum Peipussee und

tief nach Weißrußland und in die Ukraine hinein
in Bewegung geriet, wird dann in den Bildern

anschaulich erläutert. Das weite Land, seine
Städte und Dörfer, seine Flüsse und Sümpfe
werden gezeigt, so wie der deutsche Soldat sie
erlebt und gesehen hat, und weiter zerstörte
Festungswerke, gesprengte Brücken, Volkstypen,
marschierende Truppen, zerschossene Ortschaften,
Feldbefestigungen usw. Es ist das Buch des

Krieges in Polen, der den deutschen Heeren
den Sieg, den Polen aber den Staat gebracht
hat. Dr. K.

Unser Amerika. Der deutsche Anteil an

den Vereinigten Staaten. Von Colin Roß.
Mit 6 Karten. Verlag F· A» Bkockhaus,
Leipzig 4936. 317 Seiten. ,Pkeis 4,— ka

Dieses Buch ist das Ergebnis jahrelanger Rei-

sen und Studien in den VereinigtenStaaten.

Es ist der erste Versuch, die Geschichte Ameri-

kas vom Standpunkt der Deutschen zu sehen,
also desjenigen Bevölkerungselementes,dessen
Blutanteil an der Gesamtbevölkerungder

Staaten heute mindestens ein Drittel ausmacht
und das durch den Einsatz seines Blutes und
durch die Arbeit seiner Führerpersönlichkeiten
für seine neue Heimat Entscheidendes geleistet
hat. Männer wie Peter Minnewit, der Feu-
Amsterdam (Neuyokk) gründete, General Steu-

ben, der der unentbehrlichste Helfer und Rat-
geber Washingtons war, Johann August
Sutter, der als der bedeutendste Kolonialptomer

Kaliforniens das tragische Schicksal erlebte, das

unendlich vielen tüchtigen Deutschen in den

Staaten zuteil wurde, und Carl Schutz, der als

Führer der Deutschen den Sieg Linrolns und da-

mit den Sieg der Nordstaaten im Sezessions-
krieg sicherte, haben mit den hinter ihnen stehen-
den Deutschen so maßgebend amerikanisches
Schicksal mitgestaltet, daß man mit Recht sagen
kann, die Vereinigten Staaten wären ohne die

Deutschen nicht das, was sie heute sind. Um so
erstaunlicher uind unbegreiflicher ist es zunächst,

daß sich die Amerikaner deutschen Blutes in ihrer
neuen Heimat politisch niemals durchzusetzenver-

mochten, ja daß sie von den Angloamcrikanern
stets als Bürger zweiter Ordnung ungesehen
und, falls sie zu Geld und Ansehen gekommen
waren, nur gegen das Opfer der Anglisierung
von diesen gesellschaftlich anerkannt wurden.

Mit dieser schwer zu begreifenden Erscheinung
vor allem setzt sich Colin Roß in seinem Buche
auseinander. Er erzählt davon, wie die deut-

schen Leistungen nicht erst während des Welt-

krieges, sondern seit jeher von den Anglo-
amerikanern systematisch und oft in gehässigster
Form herabgesetzt worden sind. Er spricht von

der nachhaltigen Wirkung des «Mayflower"-
Mythus, der eine bewußte Verächtlichmachung
aller nichtbritischen, auch der deutschen Ein-
wanderer bedeutet. Er berichtet über die Rolle
der menschheitsbeglückendenJdeen, die von dem

puritanischen angloamerikanischen Element stets
mit der größten Brutalität als Vorspann ge-

schüftlicherund machtpolitischer Jnteressen aus-

genutzt, von den Deutschen aber als sittliche
Verpflichtung (im Geiste des echt deutschen
Pietismus) aufgefaßt wurden. Er übt auch
verdiente Kritik an Deutschland und dem Deut-

schen Reiche, das seine Menschen als verkaufte
Landsknechte, als politisch Entrechtete, als wirt-

schaftlich Unterdrückte, in jedem Falle als ver-

lorene Söhne erst zu tausenden, dann zu

hunderttausenden und schließlichzu Millionen
über den großen Teich geschickt hat. Was sich
Colin Roß in seinem Buche zum Ziel gesetzt hat,
daß ist, die tiefe Kluft zu überbrürken, die

zwischen der tatsächlichenLeistung der Ameri-
kaner deutschen Blutes und der praktisch-politi-
schen Bedeutungslosigkeit dieser Menschen deut-

scher Herkunft besteht. Colin Roß ist davon

überzeugt,daß die Vereinigten Staaten, nachdem
sie kurz nach dem Weltkriege den Höhepunkt
ihres geradezu phantastischen Aufstieges erlebt

haben, an einem entscheidenden Wendepunkt
ihrer Geschichte stehen. Er glaubt, daß die Zeit
der Jdeen der Gleichheit, Freiheit und Demo-
kratie, die seit der Verkündungder Unabhängig-
keit das amerikanische Denken bestimmt haben,
vorbei ist, daß auch Amerika neuer Jdeen be-

darf, wenn sich an die Stelle der gescheiterten
Demokratie nicht der Kommunismus setzen soll.
Er sieht, daß in den Staaten nicht nur mit dem

Boden furchtbarer Raubbau getrieben worden

ist, der heute schon dieses reichste Land der Erde
vor die Notwendigkeit stellt,«Getreide aus dem
Auslande einzuführen, sondern daß eine noch
viel rücksichtslosere Verwüstung der Seelen

erfolgt ist, eine Standardisierung und Entwurze-

137



lung der IRenschen, deren Heimatgefühl mit schen Blutes aufweist, werde in Zukunft das

Gewalt ertötet und deren Volksberoußtseinmit ·eistig und wirtschaftlich herrschende Zentrum
Vorbedacht erstickt worden ist, und die heute

«

merikas sein. Dieser Glaube an ,,unser Ame-
die letzte innere Bindung zu einander zu ver: rika«, an die Zukunft der »Menschen deutschen
lieren drohen. Hier, sagt Colin Roß, können Blutes und amerikanischen Bodens«, die den

und werden es die bisher zurückgedrängtenund Bindestrich fallen lassen, den man ihnen an-

geringgeschätztemaber immer noch vorhandenen hängen wollte, ist es, der das ganze Buch von

inneren Werte der Amerikaner deutschen Blutes Colin Roß erfüllt und das Gefühl der Scham
sein, die die drohende Leere auszufüllen und die und Erbitterung überwindet, das einen erfaßt,
gefährlichen Klüfte zu überbrücken bestimmt wenn man von der Mißachtung liest, die diesen
sind. Nicht die Ostküsteder Staaten, die bisher Deutschen bisher in ihrer neuen Heimat ent-

der herrschende Landesteil war, sondern der gegengebracht worden ist, und von dem Verrat,
IRittelwesten, dessen Achse das Stromgebiet des dessen sich die alte Heimat an ihnen schuldig
Nkississippi ist und der den stärkstenAnteil deut- gemacht hat. DL.K.
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